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Vorbemerkung 

Die vorliegende Arbeit geht der Frage nach, ob der Kernbereich der tarif-
vertraglichen Regelungsbefugnis der Koalitionen bestimmbar ist. Das Bun-
desverfassungsgericht hat die Kernbereichslehre entwickelt, um neben der 
verfassungsmäßig garantierten Bildung und dem Bestand auch die Betäti-
gung der Koalitionen zu umschreiben. Die Frage nach dem verfassungs-
rechtlich geschützten Tätigkeitsbereich ist aber trotz der Judikatur und der 
Darstellung in der Literatur noch ungeklärt. 

Durch das Bundesverfassungsgericht ist diesbezüglich wiederholt auf die 
Offenheit der Verfassung hingewiesen worden: "Die Garantie des Tarifver-
tragssystems ist im Zusammenhang mit der allgemeinen Wirtschaftsord-
nung zu sehen ... " (BVerfGE 4,7,17; 12,363,14,275). Es geht um so grund-
legende Fragen der Arbeits- und Wirtschaftsverfassung, daß es unmöglich 
ist, allen bisherigen gedanklichen Ansätzen und daraus gezogenen Schluß-
folgerungen nachzugehen. Sinn der vorliegenden Arbeit ist es vielmehr, ein 
eigenes gedankliches System zu entwickeln, das in all seiner Unvollkom-
menheit vorgestellt wird. 

Die Ansätze der Literatur, die im ersten Teil der Arbeit dargestellt wer-
den, sind zu staatsfixiert. Der einzig sachlich greifbare Ansatz wird ver-
nachlässigt: Die Tarifautonomie ist vom sozialen Schutzgedanken des 
Grundgesetzes her zu entwickeln und kann deshalb nicht "aus sich heraus" 
ohne Berücksichtigung von Unternehmens- und Betriebsautonomie be-
stimmt werden. Dabei ist der Relativität der Tarifautonomie Rechnung zu 
tragen. 

Grundgedanke ist die chancengleiche Verwirklichung der Produktions-
faktoren Kapital und Arbeit. Wie sich dies auf die Garantie der unterschied-
lichen Autonomien auswirkt, wird im zweiten Teil herausgearbeitet. 

Im dritten Teil werden die gewonnenen Arbeitsergebnisse in Beziehung zu 
bestehenden gesetzlichen Regelungen gesetzt. Deshalb werden sie unter das 
Tarifvertragsgesetz subsumiert, um festzustellen, inwieweit die einfach 
gesetzliche Regelung die Konkretisierung der Kernbereichslehre darstellt. 

2 Meik 





Erster Teil 

Die Kernbereichslehre 

A. Die Kembereichslehre nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts 

Art. 9 Abs. 3 GG lautet: "Das Recht, zur Wahrung und Förderung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für 
jedermann und alle Berufe gewährleistet." Art. 9 Abs. 3 GG gewährt den 
Koalitionen ein Recht auf Betätigung.! Diese besteht im wesentlichen im 
Abschluß von Tarifverträgen. Die Betätigung unterliegt nicht staatlicher 
Einflußnahme. Die Tarifautonomie ist aber durch Art. 9 Abs. 3 GG auf 
einen bestimmten Sachbereich, nämlich die Regelung der Arbeits- und 
Wirtschaftsbedingungen beschränkt. Der Umfang der Verfassungsgarantie 
der Tarifautonomie ist also maßgeblich für die Betätigungsmöglichkeiten 
der Koalitionen. Sie sollen die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen wah-
ren und fördern. Schon aus dem Wortlaut (Wahrung und Förderung) ergibt 
sich, daß ihnen keine allumfassende Zuständigkeit zur Regelung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zukommt, was Sinn und Zweck des 
Art. 9 Abs. 3 GG bestätigen. Denn die Vielfalt der möglichen, unter den 
Koalitionszweck fallenden Belange und die Notwendigkeit, sie den jewei-
ligen wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten anzupassen, schließen 
einen unbegrenzten Handlungsspielraum der Tarifpartner aus.2 Gegenstand 
der Untersuchung sind daher nicht die sich unmittelbar aus Art. 9 
Abs. 3 GG ergebenden Rechte der Mitgliederförderung und -beratung.3 
Dieses Recht ist schon in Art. 9 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich verankert 
und zusätzlich auch noch vom Wortlaut des Art. 9 Abs. 3 GG her abgedeckt. 
Es stehen also bei der folgenden Untersuchung nicht die Beziehungen des 
Verbandes zu seinen einzelnen Mitgliedern und der darauf ausgeübte staat-
liche Einfluß im Vordergrund. Vielmehr behandelt sie den Regelungsauftrag 
und die Regelungsbefugnis der Koalitionen unter- bzw. miteinander. Im 

1 Daß Art. 9 Abs. 3 GG auch als kollektives Grundrecht ein Betätigungsrecht der 
Koalitionen festschreibt, wird mit der ganzen h.M. angenommen (dazu statt aller 
BVerfGE 4, 96, 101). 

2 BVerfGE 50, 290, 368. 
3 Hierzu, insbesondere zur streitigen Frage des Zutrittsrechts der Gewerkschaften 

zum Betrieb, Hanau, AuR 1983, 257ff., 260 mit zahlreichen Nachweisen der neueren 
Rechtsprechung. 

2' 



20 1. Teil: Die Kernbereichslehre 

Rahmen dieser Arbeit wird als koalitionsgemäß eine Betätigung verstanden, 
die auf eine Abrede mit der Gegenseite zielt. Gegenstand der Untersuchung 
ist also die Tarifautonomie, wie sie von Art. 9 Abs. 3 GG geschützt wird. 

Welche Regelungsbefugnisse den Koalitionen durch die Verfassung 
garantiert sind, ist Gegenstand der Kernbereichslehre des Bundesverfas-
sungsgerichts. Deshalb sollen nunmehr die wesentlichen Ausführungen der 
wichtigsten Bundesverfassungsgerichtsentscheidungen4 vergegenwärtigt 
werden. 

I. Darstellung der Bundesverfassungsgerichtsentscheidungen 

In seiner Entscheidung zur Tariffähigkeit gemischt-fachlicher Verbände 
führte das Bundesverfassungsgericht aus5 : "Das Grundrecht der Koalitions-
freiheit betrifft nicht nur den Zusammenschluß zu einem bestimmten 
Gesamtzweck, nämlich zu einer aktiven Wahrnehmung der Arbeitgeber-
(Arbeitnehmer-)interessen. Dies bedeutet zugleich, daß frei gebildete Orga-
nisationen auf die Gestaltung der Löhne und Arbeitsbedingungen Einfluß 
nehmen, insbesondere zu diesem Zweck Gesamtvereinbarungen treffen 
können. Die historische Entwicklung hat dazu geführt, daß solche Verein-
barungen in Gestalt geschützter Tarifverträge mit Normativcharakter und 
Unabdingbarkeit abgeschlossen werden. Wenn also die in Art. 9 Abs. 3 GG 
garantierte Koalitionsfreiheit nicht ihres historisch gewordenen Sinnes 
beraubt werden soll, so muß im Grundrecht des Art. 9 Abs. 3 GG ein verfas-
sungsrechtlich geschützter Kernbereich auch in der Richtung liegen, daß ein 
Tarifvertragssystem im Sinne des modernen Arbeitsrechts staatlicherseits 
überhaupt bereitzustellen ist und daß Partner dieser Tarifverträge notwen-
dig frei gebildete Koalitionen sind. "6 - Was zudem voraussetzt, daß die Koa-
lition unabhängig genug ist, die Interessen ihrer Mitglieder nachhaltig wah-
ren zu können. - "Geht man nämlich davon aus, daß einer der Zwecke des 
Tarifvertragssystems eine sinnvolle Ordnung des Arbeitslebens, insbeson-
dere der Lohngestaltung, unter Mitwirkung der Sozialpartner sein soll, so 
müssen die sich aus diesem Ordnungszweck ergebenden Grenzen der Tarif-
fähigkeit auch im Rahmen der Koalitionsfreiheit wirksam sein. "7 Der 
Gesetzgeber ist dadurch eingeschränkt, daß mit der Koalitionsfreiheit 
zugleich die Institution eines gesetzlich geregelten und geschützten Tarifsy-
stems verfassungsrechtlich gewährleistet wird. "Dieser mit der Koalitions-
freiheit zugleich gewährleistete Kernbereich des Tarifsystems verbietet es 
dem Gesetzgeber, die von den Vereinbarungen frei gewählten Organisa-

4 BVerfGE 4, 96ff.; 17, 319ff.; 18, 18ff.; 19, 303ff.; 28, 295ff.; 38, 281ff.; 50, 290ff. 
5 BVerfGE 4, 96ff. 
6 BVerfGE 4, 96ff., 106. 
7 BVerfGE 4, 96, 107. 
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tionsformen schlechthin oder in entscheidendem Umfang bei der Regelung 
der Tariffähigkeit unberücksichtigt zu lassen und auf diese Weise das 
Grundrecht der Koalitionsfreiheit mittelbar auszuhöhlen. "8 Für die Tariffä-
higkeit lassen sich starre Grenzen nicht aufstellen. Sowohl die historische 
Entwicklung des Tarifwesens als auch eine für die Ordnung des Sozial-
lebens gedeihliche Fortbildung des Tarifrechts mit dem Blick auf die 
Betriebsgestaltung in den verschiedenen Wirtschaftsbezirken ist zu berück-
sichtigen. Eine Grenze für die Normierung der Tariffähigkeit durch den 
Gesetzgeber liegt darin, "daß die freie Entwicklung der Koalitionen und 
damit auch ihr Entscheidungsrecht über die Organisationsform nicht sach-
widrig gehemmt oder in ihrem Kern angetastet werden darf".9 

In der Bundesverfassungsgerichtsentscheidung zum Bayerischen Perso-
nalvertretungsgesetz10 wird ausgeführt, daß die gewährleistete Koalitions-
freiheit nur dann sinnvoll ist, wenn die Rechtsordnung den Koalitionen die 
Möglichkeit gibt, durch spezifisch koalitionsmäßige Betätigung die in Art. 9 
Abs. 3 GG genannten Zwecke zu verfolgen, nämlich die Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen ihrer Mitglieder zu wahren und zu fördern. Allerdings 
merkte das Gericht an, daß dadurch keineswegs eine umfassende Rege-
lungsbefugnis gewährleistet ist: "Denn jedenfalls können nur solche Befug-
nisse der Gewerkschaften verfassungsrechtlich geschützt sein, die unerläß-
lich sind, damit sie auch im Bereich der Personalvertretung ihren Zweck, die 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ihrer Mitglieder zu wahren und zu 
fördern, wirksam verfolgen können. "11 

In einer weiteren Entscheidung zum Problem der Tariffähigkeit einer 
Koalition steht die Frage an, ob die Kampfbereitschaft ein Merkmal der 
Tariffähigkeit ist. 12 Auch hier geht das Bundesverfassungsgericht auf die 
spezifisch koalitionsgemäße Betätigung ein. "In der modemen Marktwirt-
schaft (hat sich) ... der Tarifvertrag als das rechte Mittel herausgebildet, 
durch das die Koalitionen im Verein mit dem sozialen Gegenspieler die 
Arbeitsbedingungen, soweit sie in der arbeitsrechtlichen Gesetzgebung 
offengeblieben sind, insbesondere die Löhne und Gehälter für die verschie-
denen Wirtschaftszweige und Berufe ... festlegen; ein solcher Tarifvertrag 
setzt jedenfalls nach dem herkömmlichen deutschen Recht Rechtsnor-
men ... " 13 Das Grundrecht der Koalitionsfreiheit verpflichtet den einfa-
chen Gesetzgeber nur dazu, ein Tarifvertragssystem zur Verfügung zu stel-
len; " ... der Gesetzgeber darf aber die Teilnahme an diesem Tarifsystem 

B BVerfGE 4, 96, 108. 
9 BVerfGE 4, 96, 108/109. 
10 BVerfGE 17, 319ff. 
11 BVerfGE 17, 319, 333/334. 
12 BVerfGE 18, 18, 26ff. 
13 BVerfGE 18, 18, 26. 
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